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lung zu Moralnormen und schließlich auch Rechtsverlet­
zungen.

Bei der Vorbeugung solcher Erscheinungen kommt der 
beharrlichen Arbeit zur Erhöhung des politischen Niveaus 
und der Rechtskultur der Bevölkerung eine große Rolle zu. 
Die Kenntnis der Grundlagen des Rechts und die Aneig­
nung seiner Hauptwerte ist ein wichtiger Charakterzug der 
Persönlichkeit eines kulturvollen Menschen. Das muß zum 
inneren, moralischen Bedürfnis aller Schichten der Bevöl­
kerung werden, zum Element ihrer Lebensweise, zu einer 
Tradition, die an die nachfolgende Generation weitergege­
ben wird. Die Verankerung der Normen und Werte des 
Sozialismus in der allgemeinen und in der Rechtskultur 
ist eine zuverlässige Bedingung für die effektive Regulie­
rung des Verhaltens der Menschen mit Hilfe des Rechts. 
Die Erhöhung der Rechtskultur der Bevölkerung erweitert 
die Möglichkeiten einer effektiven Teilnahme der Bürger 
an der Kontrolle über die Arbeit der staatlichen Einrich­
tungen und der Funktionäre. Bereits 1921 schrieb W. I. Le­
nin, daß es erforderlich ist, die „breiten Massen der Ar­
beiter und Bauern, dazu zu erziehen, sich selbständig rasch 
und tatkräftig einzuschalten, wenn es gilt, über die Ein­
haltung der Gesetzlichkeit zu wachen“.2 Diese Aufgabe ist 
auch jetzt aktuell, wo auf der Grundlage der Verfassung 
von 1977 eine konsequente Arbeit zur Heranziehung der 
Werktätigen in die Leitung der staatlichen und gesell­
schaftlichen Angelegenheiten vonstatten geht

Wissenschaftliche Untersuchungen der letzten Zeit be­
legen das große Interesse von Funktionären und Bürgern 
an Rechtskenntnissen. Etwa 80 Prozent der von den Wis­
senschaftlern des Instituts für Staat und Recht der Akade­
mie der Wissenschaften der UdSSR befragten Bürger er­
klärten, daß sie über die geltende Gesetzgebung mehr 
wissen möchten. Viele von ihnen verfolgen regelmäßig die 
Radio- und Fernsehsendungen „Mensch und Gesetz“ und 
lesen juristische Literatur. Ein solches Bestreben stimmt 
vollständig mit der politischen Linie der kommunistischen 
Partei und des Sowjetstaates überein. Im Beschluß des 
Zentralkomitees der KPdSU „Über Maßnahmen zur wei­
teren Verbesserung der Tätigkeit mit Briefen und Vor­
schlägen der Werktätigen in Auswertung der Beschlüsse 
des XXVI. Parteitages der KPdSU“ wird empfohlen, qua­
lifizierte Erläuterungen der verfassungsmäßigen Rechte 
und Pflichten der Bürger, der Gesetzgebung über die Be­
arbeitung von Vorschlägen, Beschwerden und Eingaben, 
der Befugnisse der staatlichen und gesellschaftlichen Or­
gane und über das Verfahren der Beschwerde gegen ihre 
Entscheidungen zu organisieren.

Indem das sozialistische Recht die Grundinteressen der 
Werktätigen zum Ausdruck bringt und sie verteidigt, dient 
es als wichtiges Mittel im Kampf gegen die bürgerliche 
Ideologie und Psychologie und trägt zur Heranführung 
vieler Millionen Werktätiger an die Werte der wahren 
sozialistischen Demokratie bei. Die sowjetische Rechtswis­
senschaft nimmt aktiv am ideologischen Kampf in der 
internationalen Arena teil, propagiert die Ideen des wahr­
haften Demokratismus, der Achtung vor dem Menschen, 
der strikten Wahrung seiner Rechte, des verantwortungs­
bewußten Verhaltens eines jeden zu seinen Pflichten ge­
genüber der Gesellschaft und dem Staat.

Eines der aktuellen wissenschaftlichen Probleme, an 
denen die Rechtswissenschaftler zur Zeit arbeiten, ist die 
Bestimmung effektivster Mittel und Methoden für die 
rechtliche Bildung und die Rechtserziehung verschiedener 
Bevölkerungsgruppen. Als besonders wichtig erweist es 
sich, den Bürgern und Funktionären differenziert Rechts­
kenntnisse zu vermitteln. Hierzu muß man ihre berufli­
chen und gesellschaftlichen Interessen sowie ihr Kultur- 
und Bildungsniveau berücksichtigen. Bei der Lösung die­
ser Aufgaben wächst die Rolle der juristischen Veröffent­
lichungen.

Die Politik unserer Partei und das sozialistische Recht 
gehen von ein und demselben Prinzip aus und dienen ein

und demselben Ziel — dem Wohl des arbeitenden Volkes. 
Und die sowjetischen Gesetze wirken im Namen dieses 
edlen Ziels. Eine unerschütterliche, unnachgiebige Gesetz­
lichkeit und Rechtsordnung helfen uns, schneller auf dem 
Wege zum Kommunismus voranzukommen.

(Gekürzt aus Prawda vom 3. Juli 1981, S. 2 f.; übersetzt von 
Rüdiger P ant el, Berlin; Zwischenüberschriften von der 
Redaktion NJ.)
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Zu den Brennpunkten ln der Welt, um die oder derentwegen bisweilen außer­
ordentlich spannungsgeladene Krisensituationen entstanden, gehört West­
berlin. Der Autor des Buches — Mitglied des Zentralkomitees der KPdSU 
und langjähriger Außerordentlicher und Bevollmächtigter Botschafter der 
UdSSR ln der DDR — stellte sich die Aufgabe, ausgehend von den Doku­
menten der KPdSU und der SED und gestützt auf umfangreiches doku­
mentarisches Material, den Status Westberlins, seine Rolle und Entwick­
lung im Prozeß der internationalen Beziehungen nachzuweisen.

Besondere Aufmerksamkeit wird dem Verlauf und dem Ergebnis der 
über 17 Monate währenden Verhandlungen zur Ausarbeitung des Viersei­
tigen Abkommens über Westberlin gewidmet. Es wird aber auch darge­
stellt, wie die UdSSR und die Bruderländer den Verletzungen, Verzerrun­
gen und völkerrechtswidrigen Auslegungen des Vierseitigen Abkommens 
entgegenwirken und mit welchen Formen und Methoden um die Einhal­
tung der in den vierseitigen Verhandlungen erzielten Vereinbarungen 
über mit Westberlin zusammenhängende Fragen gerungen wird. Trotz aller 
Störversuche entspannungsfeindlicher Kräfte Ist zehn Jahre nach der Unter­
zeichnung des Abkommens — so schlußfolgert P. Abrassimow — dessen 
völlige Einordnung in den Entspannungsprozeß als unabdingbar vollzogen 
und spürbar.

Das Buch ist eine wertvolle Bereicherung zur Geschichtsschreibung der 
jüngsten Zeit. Es ist ein Anliegen des Autors, überzeugend und argumen­
tativ die sowjetische Außenpolitik zu propagieren und zu erläutern und 
dabei gleichzeitig Fälschungen bürgerlicher Geschichtsschreibung zu ent­
larven.

Aus der Gliederung:
Kapitel 1
Das Westberlinproblem und die Suche nach Wegen zu seiner Regelung 
(Die Lage Westberlins nach der Spaltung Deutschlands und der Ent­
stehung der beiden deutschen Staaten / Westberlin In der zweiten Hälfte 
der 50er Jahre / Die diplomatische Initiative der UdSSR um die Jahres­
wende 1958/59; die Reaktion der Westmächte und der BRD / Das An- 
heizen der Internationalen Spannungen durch Bonn im Sommer 1961 / Die 
Maßnahmen vom 13. August 1961 und ihre historische Bedeutung / Die 
sowjetisch-amerikanischen Kontakte Anfang der 60er Jahre und Westberlin)

Kapitel 2
Das Vierseitige Abkommen über Westberlin — vernünftiger Ausgleich der 
Interessen der beteiligten Seiten
(Die Situation in Westberlin in den 60er Jahren / Die Position der Füh­
rung der CDU/CSU und der SPD in der Westberlinfrage / Die neue In­
itiative der UdSSR zur Regelung der Westberliner Angelegenheiten (1969) / 
Das Wesen der Westberlinfrage; Standpunkte der unmittelbar interessier­
ten Seiten / Die Verhandlungen der vier Mächte über die Westberliner 
Angelegenheiten (1970 bis 1971) / Die Unterzeichnung des Vierseitigen Ab­
kommens und seihe Bedeutung / Die Regelung der Fragen der Beziehun­
gen zwischen der DDR und der BRD und zwischen der DDR und dem West­
berliner Senat (die Abkommen vom 17. und 20. Dezember 1971) / Die 
Unterzeichnung des Vierseitigen SchluBprotokolls und das Inkrafttreten der 
Westberlinregelung (3. Juni 1972»

Kapitel 3
Der Kampf um die Realisierung des Vierseitigen Abkommens 
(Das Vierseitige Abkommen — dauerhafte und zuverlässige Grundlage für 
eine friedliche Zukunft Westberlins, für die Festigung des Friedens und der 
Sicherheit In Europa / Die Entwicklung der Beziehungen der Länder der 
sozialistischen Gemeinschaft zu Westberlin / Die rechtswidrigen Ansprüche 
der BRD auf Westberlin / Die Gegenmaßnahmen der Sowjetunion angesichts 
der Versuche, das Vierseitige Abkommen zu verletzen / Einige Ergebnisse 
und Schlußfolgerungen)

Dokumentenanhang:

Vierseitiges Abkommen
Schreiben des Ersten Sekretärs des Zentralkomitees der SED, E. Honecker, 
an den Generalsekretär des Zentralkomitees der KPdSU, L. I. Breshnew, 
anläßlich der Unterzeichnung des Vierseitigen Abkommens über Westberlin 
Telegramm des Generalsekretärs des Zentralkomitees der KPdSU, L I. 
Breshnew, an den Ersten Sekretär des Zentralkomitees der SED, E. Hon­
ecker, anläßlich der Unterzeichnung des Vierseitigen Abkommens über 
Westberlin
Vierseitiges Schlußprotokoll


